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Zur Sitzung am Gremium 

28.02.2005 Rat der Stadt Wuppertal 
 
 

Einhaltung der Zuständigkeiten bei Änderungen der Denkmalliste 
 
 
 

Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister,  

 
das Denkmal Untenrohleder ist ohne eine Entscheidung der zuständigen Bezirksvertretung aus der 

Denkmalliste gelöscht worden. Der Löschungsvorgang ist der Bezirksvertretung erst im Nachhinein zur 

Kenntnis gegeben worden. Die FDP-Fraktion im Rat der Stadt Wuppertal bittet die Verwaltung um 

Beantwortung der folgenden Fragen: 

 

(1) Ist es richtig, dass das Baudenkmal Untenrohleder aus der Denkmalliste gelöscht wurde, ohne 

zuvor eine Entscheidung der zuständigen Bezirksvertretung Uellendahl/Katernberg einzuholen? 

 
(2) Ist es richtig, dass gem. § 12 (1) Hauptsatzung der Stadt Wuppertal, die Bezirksvertretung für die 

“Pflege und den Schutz bezirklicher Denkmäler, insbesondere über Änderungen der Denkmalliste” 

zuständig ist und die Verwaltung  deshalb auch nicht ohne Beteiligung der Bezirksvertretung die 

Austragung eines Denkmals aus der Denkmalliste entscheiden darf?  

 
(3) Ist es weiter richtig, dass das Ressort 105 vor ca. einem Jahr das Denkmal Untergrünewalder Str. 

aus der Denkmalliste ausgetragen hat, ohne zuvor eine Entscheidung der zuständigen 

Bezirksvertretung einzuholen? 

 

 



(4) Ist es richtig, dass die Änderung der Denkmalliste durch die Verwaltung auf Anfrage der 

Bezirksvertretung Elberfeld bereits Gegenstand einer rechtlichen Prüfung war? Mit welchem 

Ergebnis?  

 
(5) Ist es richtig, dass die Hauptsatzung und auch das Ergebnis der rechtlichen Prüfung der Verwaltung 

bekannt ist  bzw. sein müsste? 

 
(6) Warum handelt die Verwaltung wider besseren Wissen anders? 

 
(7) Welche Konsequenzen werden aus dem Vorfall gezogen?  

 
(8) Welche Lösung schlägt der Oberbürgermeister für das künftige Vorgehen der Verwaltung vor?  

 

Wir bitten um Beantwortung unserer Fragen in der Sitzung des Rates am 28.02.2005. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 
 

Jürgen Henke 

– Fraktionsvorsitzender – 
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